
Deutscher Bundestag  Drucksache  17/14175
 17. Wahlperiode  26. 06. 2013
 Bericht
 des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
 gemäß § 96 der Geschäftsordnung

 zu dem Antrag der Bundesregierung
 – Drucksache 17/13754 –

 Entsendung bewaffneter deutscher Streitkräfte zur Beteiligung an der
 Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission in Mali (MINUSMA)
 auf Grundlage der Resolution 2100 (2013) des Sicherheitsrates
 der Vereinten Nationen vom 25. April 2013
 Bericht der Abgeordneten Herbert Frankenhauser, Klaus Brandner, Dr.  h.  c.  Jürgen Koppelin,
 Roland Claus und Sven-Christian Kindler
 Mit  dem  Antrag  bittet  die  Bundesregierung  den  Deutschen
 Bundestag,  der  von  der  Bundesregierung  am  5.  Juni  2013  be-
 schlossenen  Entsendung  bewaffneter  deutscher  Streitkräfte
 zur  Beteiligung  an  der  Multidimensionalen  Integrierten
 Stabilisierungsmission  der  Vereinten  Nationen  in  Mali
 (MINUSMA)  auf  Grundlage  der  Resolution  2100  (2013)  des
 Sicherheitsrates  der  Vereinten  Nationen  vom  25.  April  2013
 durch  Bereitstellung  von  Fähigkeiten  des  taktischen  Luft-
 transports,  Einzelpersonal  in  den  Führungsstäben  der  Mis-
 sion  und  Verbindungsoffizieren,  ebenso  wie  durch  die  Be-
 reitstellung  von  Luftbetankungsfähigkeiten  zur  Unterstüt-
 zung  der  in  der  Resolution  2100  (2013)  unter  den  dort  aufge-
 führten  Voraussetzungen  autorisierten  französischen  Kräfte
 zuzustimmen.  Die  hierfür  vorgesehenen  Kräfte  können  ein-
 gesetzt  werden,  solange  ein  Mandat  des  Sicherheitsrates  der
 Vereinten  Nationen  und  die  konstitutive  Zustimmung  des
 Deutschen  Bundestages  vorliegen,  längstens  jedoch  bis  zum
 30.  Juni 2014.

 Die  einsatzbedingten  Zusatzausgaben  für  die  Entsendung
 bewaffneter  deutscher  Streitkräfte  zur  Beteiligung  an
 MINUSMA  werden  für  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  2013  bis

 zum  30.  Juni  2014  insgesamt  rund  46,3  Mio.  Euro  betragen.
 Hiervon  entfallen  auf  das  Haushaltsjahr  2013  rund  23,2  Mio.
 Euro  und  auf  das  Haushaltsjahr  2014  rund  23,1  Mio.  Euro.
 Die  einsatzbedingten  Zusatzausgaben  im  Haushaltsjahr  2013
 werden  aus  den  bestehenden  Ansätzen  des  Einzelplans  14
 Kapitel  14  03  Titelgruppe  08  bestritten.  Für  die  einsatzbe-
 dingten  Zusatzausgaben  im  Haushaltsjahr  2014  wurde  im
 Eckwertebeschluss  des  Bundeskabinetts  für  den  Bundes-
 haushalt 2014 Vorsorge getroffen.

 Der  Haushaltsausschuss  hält  den  Antrag  der  Bundes-
 regierung  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  für  mit  der  Haus-
 haltslage des Bundes vereinbar.

 Die  Finanzplanung  des  Bundes  für  die  Folgejahre  ist  ent-
 sprechend fortzuschreiben.

 Dieser  Bericht  wird  unter  dem  Vorbehalt  erteilt,  dass  der  fe-
 derführende  Auswärtige  Ausschuss  keine  Änderungen  mit
 erheblichen finanziellen Auswirkungen empfiehlt.
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